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Titel:
Heranziehung zu einem Straßenausbaubeitrag

Normenketten:
BayKAG Art. 19 Abs. 7, Abs. 8
BayKAG a.F. Art. 5 Abs. 1 S. 3
VwGO § 80 Abs. 5

Leitsätze:
1. Für den die Beitragspflicht auslösenden Sondervorteil sind zwei Merkmale entscheidend: zum 
einen die spezifische Nähe des Grundstücks zur ausgebauten Ortsstraße, wie sie bei 
Anliegergrundstücken und ihnen aus dem Blickwinkel einer rechtlich gesicherten 
Inanspruchnahmemöglichkeit grundsätzlich gleichzustellenden Hinterliegergrundstücken gegeben 
ist, zum anderen eine Grundstücksnutzung, auf die sich die durch den Ausbau verbesserte 
Möglichkeit, von der Ortsstraße Gebrauch zu machen, positiv auswirken kann (st.Rspr. BayVGH 
BeckRS 2012, 60063). (Rn. 9) (redaktioneller Leitsatz)
2. Bei einem gefangenen Hinterliegergrundstück besteht die erforderliche räumliche enge 
Beziehung und qualifizierte Inanspruchnahmemöglichkeit in aller Regel dann, wenn vom 
gefangenen Hinterliegergrundstück aus über das Anliegergrundstück eine hinreichend rechtlich 
gesicherte Möglichkeit zur Inanspruchnahme der ausgebauten Straße besteht oder durch den 
Eigentümer des Hinterliegergrundstücks aus eigener Rechtsmacht bestellt werden kann. (Rn. 12) 
(redaktioneller Leitsatz)
4. Bei einem nicht gefangenen Hinterliegergrundstück müssen für die Beitragspflicht objektive 
Anhaltspunkte vorhanden sein‚ die den Schluss erlauben‚ die abzurechnende Straße werde über das 
Anliegergrundstück vom Hinterliegergrundstück aus in nennenswertem Umfang in Anspruch 
genommen werden (st.Rspr. BayVGH BeckRS 2017, 117015). (Rn. 14) (redaktioneller Leitsatz)

Schlagworte:
Straßenausbaubeitragsrecht, Sondervorteil, Hinterliegergrundstück, Eigentümeridentität, Einheitliche 
Nutzung, Tatsächlich angelegte Zufahrt, einstweiliger Rechtsschutz, Ausbaubeitragssatzung, Erneuerung 
der Ortsstraße, Beitragspflicht, Zufahrt

Vorinstanz:
VG Würzburg, Beschluss vom 21.02.2019 – W 2 S 18.1450

Fundstelle:
BeckRS 2019, 13690

 

Tenor

I. Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des Verwaltungsgerichts Würzburg vom 21. 
Februar 2019 - W 2 S 18.1450 - wird zurückgewiesen.

II. Der Antragsteller hat die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu tragen.

III. Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 5.553,58 € festgesetzt.

Gründe

I.

1



Der Antragsteller begehrt vorläufigen Rechtsschutz gegen seine Heranziehung zu einem 
Straßenausbaubeitrag für die Erneuerung der Ortsstraße … …

2
Der Antragsgegner zog den Antragsteller nach Maßgabe seiner Ausbaubeitragssatzung vom 25. Oktober 
2006 mit Bescheiden vom 20. Juni 2016 als Eigentümer der Grundstücke FlNr. 44 (Anliegergrundstück) und 
FlNr. 45 (Hinterliegergrundstück) für die Erneuerung der Hinteren Gasse jeweils zu einem 
Straßenausbaubeitrag heran. Der Antragsteller erhob gegen den Bescheid für das Hinterliegergrundstück 
Widerspruch und beantragte die Aussetzung der Vollziehung, was der Antragsgegner ablehnte. Nachdem 
der Widerspruch mit Bescheid des Landratsamts Sch. vom 8. August 2018 zurückgewiesen worden war, 
erhob er Klage zum Verwaltungsgericht.

3
Mit Beschluss vom 21. Februar 2019 lehnte das Verwaltungsgericht den Antrag auf Wiederherstellung der 
aufschiebenden Wirkung der Hauptsacheklage gegen den Beitragsbescheid ab.

4
Hiergegen richtet sich die Beschwerde des Antragstellers. Der Antragsgegner verteidigt den angefochtenen 
Beschluss.

II.

5
Die Beschwerde ist zulässig, jedoch unbegründet.

6
Nach den fristgerecht dargelegten Beschwerdegründen (§ 146 Abs. 4 Satz 6 VwGO) bestehen - nach der 
im Eilverfahren gebotenen summarischen Prüfung - weder dem Grunde noch der Höhe nach ernstliche 
Zweifel an der Rechtmäßigkeit des angefochtenen Straßenausbaubeitragsbescheids in der Gestalt des 
Widerspruchsbescheids.

7
1. Für Beiträge und Vorauszahlungen, die - wie hier - bis zum 31. Dezember 2017 durch Bescheid 
festgesetzt worden sind, verbleibt es nach Maßgabe der Übergangsvorschriften in Art. 19 Abs. 7 und 8 KAG 
bei der früheren, bis zum 31. Dezember 2017 geltenden Rechtslage, die sich aus dem 
Kommunalabgabengesetz selbst (KAG a.F.) und dem auf seiner Grundlage wirksam erlassenen 
gemeindlichen Satzungsrecht ergibt.

8
2. Auf dieser Rechtsgrundlage hat der Senat keine ernstlichen Zweifel an der Rechtmäßigkeit des 
angegriffenen Beitragsbescheids, die es gebieten würden, das besondere öffentliche Interesse an der 
sofortigen Vollziehung des Beitragsbescheids gegenüber dem Aufschubinteresse des Antragstellers 
zurückstehen zu lassen.
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a) Bei der abgerechneten Straßenbaumaßnahme handelt es sich um die Erneuerung einer Ortsstraße im 
Sinn des Art. 5 Abs. 1 Satz 3 KAG a.F., für welche der Antragsgegner von den Eigentümern derjenigen 
Grundstücke Beiträge erheben durfte (und musste), denen die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser 
Ortsstraße besondere Vorteile bietet. Für den die Beitragspflicht auslösenden Sondervorteil im Sinn der 
genannten Vorschrift sind nach der Rechtsprechung des Senats zwei Merkmale entscheidend: zum einen 
die spezifische Nähe des Grundstücks zur ausgebauten Ortsstraße, wie sie bei Anliegergrundstücken und 
ihnen aus dem Blickwinkel einer rechtlich gesicherten Inanspruchnahmemöglichkeit grundsätzlich 
gleichzustellenden Hinterliegergrundstücken gegeben ist, zum anderen eine Grundstücksnutzung, auf die 
sich die durch den Ausbau verbesserte Möglichkeit, von der Ortsstraße Gebrauch zu machen, positiv 
auswirken kann (ständige Rechtsprechung; vgl. u.a. BayVGH, U.v. 25.10.2012 - 6 B 10.132; U.v. 14.4.2011 
- 6 BV 08.3182 - juris Rn. 18;).
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b) Beide Merkmale eines Sondervorteils sind - bei summarischer Prüfung - für das streitgegenständliche 
Hinterliegergrundstück erfüllt. Es steht außer Frage, dass es - zumal mit Blick auf seine Bebauung - in einer 
beitragsrechtlich beachtlichen Weise genutzt werden kann. Es besteht aber auch eine ausreichende 
spezifische Nähe zur abgerechneten Straße, die eine Beitragserhebung rechtfertigt. Zwar liegt es nicht 
unmittelbar an der abgerechneten Hinteren Gasse an, es ist aber mit dieser über das ebenfalls im Eigentum 
des Antragstellers stehende Anliegergrundstück (FlNr. 44) in einer Weise verbunden, die seine Beteiligung 
an der Aufwandsverteilung rechtfertigt (und verlangt).
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Dabei kann dahinstehen, ob es als sog. gefangenes oder als nicht gefangenes Hinterliegergrundstück 
anzusehen ist (zur Bedeutung der Unterscheidung BayVGH, U.v. 25.10.2012 - 6 B 10.132 - BayVBl 2013, 
211 Rn. 31 ff., Rn. 39 ff.). Denn in beiden Fällen ist die Frage, ob ihm durch den Straßenausbau ein 
beitragsrelevanter Sondervorteil geboten wird, zu bejahen.

12
(1) Bei einem gefangenen Hinterliegergrundstück, also einem Grundstück, das ausschließlich über die 
vorgelagerten Anliegergrundstücke eine Verbindung zum gemeindlichen Verkehrsnetz hat, besteht die 
erforderliche räumliche enge Beziehung und qualifizierte Inanspruchnahmemöglichkeit in aller Regel dann, 
wenn vom gefangenen Hinterliegergrundstück aus über das Anliegergrundstück eine hinreichend rechtlich 
gesicherte Möglichkeit zur Inanspruchnahme der ausgebauten Straße besteht oder durch den Eigentümer 
des Hinterliegergrundstücks aus eigener Rechtsmacht bestellt werden kann. Diese Voraussetzung ist erfüllt, 
wenn - wie hier - Anlieger- und Hinterliegergrundstück im Eigentum derselben Person stehen 
(Eigentümeridentität). Weil das gefangene Hinterliegergrundstück hinsichtlich des Zugangs zum 
gemeindlichen Verkehrsnetz darauf angewiesen ist, über das vorgelagerte Anliegergrundstück die 
wegemäßige Erschließung zu erfahren und in diesem Sinne ausschließlich auf die ausgebaute Straße hin 
ausgerichtet ist, kann bei einer Eigentümeridentität in aller Regel - und so auch hier - angenommen werden, 
die Straße werde von ihm aus wie von dem Anliegergrundstück wegen seiner räumlich engen Beziehung 
intensiver beansprucht als von anderen Grundstücken aus, so dass eine Beitragserhebung gerechtfertigt ist 
(vgl. auch OVG MV, U.v. 5.11.2014 - 1 L 81/13 - juris Rn. 36 m.w.N.).

13
(2) Ein beitragsrelevanter Sondervorteil besteht auch dann, wenn es sich, wie der Antragsteller unter 
Hinweis auf eine eigene Anbindung über einen „tatsächlich öffentlichen“ Flurbereinigungsweg geltend 
macht, um ein sog. nicht gefangenes Hinterliegergrundstück handeln sollte.
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Ein nicht gefangenes Hinterliegergrundstück unterliegt nach ständiger Rechtsprechung des Senats nur 
unter bestimmten Voraussetzungen der Beitragspflicht. Es müssen (irgendwelche) objektiven Anhaltspunkte 
vorhanden sein‚ die den Schluss erlauben‚ die abzurechnende Straße werde über das Anliegergrundstück 
vom Hinterliegergrundstück aus ungeachtet dessen direkter Anbindung an seine „eigene“ Straße in 
nennenswertem Umfang in Anspruch genommen werden (vgl. BayVGH‚ B.v. 3.7.2017 - 6 ZB 16.2272 - juris 
Rn. 23 m.w.N.). Die einheitliche Nutzung von Anlieger- und Hinterliegergrundstück in der Hand eines 
einzigen Eigentümers reicht als solcher Anhaltspunkt allerdings nicht aus. Denn eine einheitliche Nutzung 
ist ebenso wie eine Eigentümeridentität als solche neutral und lässt für sich betrachtet nicht den Schluss zu, 
die abzurechnende Straße werde von einem nicht gefangenen Hinterliegergrundstück aus über das 
Anliegergrundstück in nennenswertem Umfang in Anspruch genommen (BayVGH, B.v. 25.2.2015 - 6 ZB 
14.2045 - juris Rn. 8 m.w.N.). Als ein - objektiver - Anhaltspunkt für den Schluss auf eine nennenswerte 
Inanspruchnahme genügt aber grundsätzlich eine tatsächlich angelegte Zufahrt oder ein tatsächlich 
angelegter Zugang vom nicht gefangenen Hinterliegergrundstück über das Anliegergrundstück auf die 
abzurechnende Straße (vgl. BayVGH‚ U.v. 25.10.2012 - 6 B 10.132 - BayVBl 2013, 211 Rn. 40; B.v. 
13.7.2015 - 6 ZB 15.585 - juris Rn. 6), deren Benutzbarkeit rechtlich hinreichend gesichert ist (BayVGH, B.v. 
27.7.2017 - 6 B 17.519 - juris Rn. 24 m.w.N.). In solchen Fällen begründen die tatsächlichen Verhältnisse 
den Schluss auf eine (wahrscheinliche) Inanspruchnahme der abzurechnenden Straße und damit die 



sachliche Beitragspflicht des Hinterliegergrundstücks unabhängig davon, wie intensiv die Zufahrt oder der 
Zugang im Zeitpunkt des Entstehens der sachlichen Beitragspflichten tatsächlich genutzt wird (BayVGH, 
B.v. 15.2.2018 - 6 ZB 17.2521 - juris Rn. 7).
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Auch nach diesen Grundsätzen unterliegt das Hinterliegergrundstück der Beitragspflicht für die Erneuerung 
der Ortsstraße … … Wie sich aus den in den Akten befindlichen Plänen und Fotos ergibt und von Seiten 
des Antragstellers auch nicht bestritten wird, ist auf dem Anliegergrundstück eine - durchaus breite - Zufahrt 
angelegt, über die das Hinterliegergrundstück von der abzurechnende Ortsstraße aus ohne Schwierigkeiten 
fußläufig oder mit auch größeren Kraftfahrzeugen erreicht werden kann. Aufgrund der Eigentümeridentität 
ist ohne weiteres von einer hinreichenden rechtlichen Sicherung dieser Zufahrt auszugehen. Dass der 
Antragsteller das ursprünglich auf dem Anliegergrundstück zu Gunsten des Hinterliegergrundstücks 
lastende Geh- und Fahrtrecht gelöscht hat, ist beitragsrechtlich unerheblich. Die vorhandene, rechtlich 
hinreichend gesicherte Zufahrt über das Anliegergrundstück erlaubt als objektiver Anhaltspunkt den 
Schluss‚ die … … wird vom Hinterliegergrundstück aus ungeachtet dessen direkter Anbindung an den 
Flurbereinigungsweg in nennenswertem Umfang in Anspruch genommen werden. Dem steht nicht 
entgegen, dass, wie die Beschwerde einwendet, mit den auf dem Hinterliegergrundstück untergebrachten 
landwirtschaftlichen Großgeräten (Feldhäcksler, Mähdrescher und Zuckerrüben-Vollernter) eine Zufahrt 
über die … … objektiv ausgeschlossen ist. Für den beitragsrechtlichen Sondervorteil ist eine 
Zufahrtsmöglichkeit mit bestimmten (Groß-)Fahrzeugen ebenso wenig erforderlich wie der subjektive Wille 
des in Anspruch genommenen Eigentümers, die für kleinere Fahrzeuge gebotene Möglichkeit tatsächlich zu 
nutzen. Denn es kommt nicht auf die aktuell bestehende Nutzung des Grundstücks an; Grundstücke sollen 
sich an dem Vorteilsausgleich vielmehr immer dann beteiligen, wenn und soweit ihnen durch die 
Inanspruchnahmemöglichkeit der ausgebauten Verkehrsanlage an sich ein nennenswerter Vorteil erwächst. 
Davon ist vorliegend schon deshalb auszugehen, weil jedenfalls Zufahrt zu dem auf dem 
Hinterliegergrundstück befindlichen Wohnhaus genommen werden kann.
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3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO.
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Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 47 Abs. 1, § 53 Abs. 2 Nr. 2, § 52 Abs. 1 GKG, wobei der Senat in 
Verfahren gemäß § 80 Abs. 5 VwGO in ständiger Rechtsprechung ein Viertel des für das 
Hauptsacheverfahren anzunehmenden Streitwerts ansetzt.
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Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO, § 68 Abs. 1 Satz 5, § 66 Abs. 3 Satz 3 GKG).


